
MARKTGEMEINDEAMT MOLLN              

            
         Nr. 21/2021-2027 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT  
 

über die öffentliche SITZUNG des GEMEINDERATES 
 

der Marktgemeinde Molln am 26. September 2024. 

 

Tagungsort: Nationalparkzentrum Molln, VR Gaisberg 

 

Anwesende: 

1.    Bürgermeister RUSSMANN Andreas (SPÖ) als Vorsitzender 

2.    --- 

3.    GVM SCHOBER Martin (SPÖ) 

4.    GRM WELSER Helmut (SPÖ) 

5.    GRM HERZOG Erika (SPÖ) 

6.    GRM SUMMEREDER Thomas (SPÖ) 

7.    --- 

8.    GRM KNOLL Sabine (SPÖ) 

9.    --- 

10.  GRM BERNEGGER Andre (SPÖ) 

11.  --- 

12.  GRM BUCHRIEGLER Regina, Mag. (FH) – (ÖVP) 

13.  GVM SEEBACHER Gottfried (ÖVP) 

14.  --- 

15.  GRM ROHRAUER Robert (ÖVP) 

16.  GRM HATZENBICHLER Georg (ÖVP) 

17.  --- 

18.  GRM KLAUSBERGER Alexander (ÖVP) 

19.  GRM HACKL Florian (ÖVP) 

20.  GRM SIEGHARTSLEITNER Franz (ÖVP) 

21.  GVM AIGNER Walter (ÖVP) 

22.  GVM KORES Bettina (FPÖ) 

23.  --- 

24.  GRM SCHMIDBERGER Barbara (FPÖ) 

25.  GRM GASPLMAYR Dominik (bim) 

 

 

Ersatzmitglieder: 

Bernegger Renate (SPÖ)   für Grassegger Alfred (SPÖ) 

Graßegger Helmut (SPÖ)   für Wildauer Hubert (SPÖ) 

Aigner Eva (SPÖ)    für Brunner Ulrike (SPÖ) 

Aichinger Johann (SPÖ)   für Bachmayr Otto (SPÖ) 

Priller Walter (ÖVP)    für Baumschlager Roman (ÖVP) 

Stummer Erwin (ÖVP)   für Bankler Stefan (ÖVP) 

Wagner Christoph (FPÖ)   für Wagner Otmar (FPÖ) 



 

Leiter des Gemeindeamtes: Mag. Christian Pölz 

 

 

Es fehlen: 

 

Entschuldigt:   

Brunner Ulrike (SPÖ) 

Bachmayr Otto (SPÖ) 

Wildauer Hubert (SPÖ) 

Grassegger Alfred (SPÖ) 

Wagner Otmar (FPÖ) 

Baumschlager Roman (ÖVP) 

Bankler Stefan (ÖVP) 

 

 

Die Schriftführerin: Elisabeth Fischer 

 

Der Vorsitzende eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde, 

b) die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder 

    bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 19.9.2024 unter Bekanntgabe der 

    Tagesordnung erfolgt ist; 

    die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

    kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 13.6.2024 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsichtnahme aufgelegen ist, während der Sitzung zur 

Einsichtnahme noch aufliegt und gegen die Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 

Einwendungen eingebracht werden können. 
 

 

 

 

TAGESORDNUNG: 

 

Punkt 1) Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2024; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2024 – 2028 

b) Festsetzung Dienstpostenplan 

c) Nachtragsvoranschlag 2024 

 

Punkt 2) Baulandsicherungsvertrag, Änderung; Beratung und Beschlussfassung 

a) Karl Schwarz; Umwidmung Nr. 3.111 

b) Walter Aigner; Umwidmung Nr. 3.116 

 

Punkt 3) Flächenwidmungsplan 3/2003; Harald Kern; Umwidmung Nr. 3.133; 

 neuerliche Beratung und Beschlussfassung 

 

Punkt 4) Winterdienst; Vereinbarung u. Auftragsvergabe; Beratung und 

Beschlussfassung: 

 a) Maschinenring Oö. Service eGen 

 b) Reithuber Herbert 

 

 



Punkt 5) Hallenbad und Sauna; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Anpassung Öffnungszeiten 

b) Anpassung Mietpreise 

c) Eintrittspreise für Schwimmkurse 

 

Punkt 6) „Naturnachtgebiet – Sterne über dem Dreiländereck“; Beitritt; 

 Beratung und Beschlussfassung 

 

Punkt 7) Bauvorhaben AGF und s.r.o auf Grundstück 74/1, KG Molln; Beschwerden  

wegen Untätigkeit der Gemeinde; Enderledigung Aufsichtsbeschwerde;  

Kenntnisnahme 

 

Punkt 8)   Freiw. Feuerwehren; Notstromversorgung; Subvention; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

Punkt 9)  Nutzungsvereinbarung; Grünfläche Kläranlage Molln; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

Punkt 10)  Prüfbericht BH Kirchdorf/Krems; Rechnungsabschluss 2023; Kenntnisnahme 

 

Punkt 11) Allfälliges 
 

 

********************** 

 

 

 

Der Bürgermeister informiert darüber, dass er einen Dringlichkeitsantrag mit 2 T0-Punkten 

einbringt, der wie folgt lautet: 
 

 

1. Notstromversorgung Feuerwehrzeughäuser; Beratung und Beschlussfassung 

2. Nutzungsvereinbarung für die Grünfläche der Kläranlage Molln;  

Beratung und Beschlussfassung 

 

Er bringt die Anträge zur Kenntnis und lässt anschließend abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeindevorstand beschließt einstimmig durch Heben der Hand, folgende 

Angelegenheiten zu behandeln: 

 
 

TO-Punkt 8)  Freiw. Feuerwehren; Notstromversorgung; Subvention; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

TO-Punkt 9) Nutzungsvereinbarung; Grünfläche Kläranlage Molln; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

*************** 

 

 

 

 

 

 



Punkt 1) Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2024; Beratung und 

Beschlussfassung: 

a) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2024 – 2028 

b) Festsetzung Dienstpostenplan 

c) Nachtragsvoranschlag 2024 

 

a) Der Bürgermeister berichtet, dass der Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) für 

die Jahre 2024 bis 2028 festzulegen ist. Ein Entwurf ist allen Fraktionen zugegangen. 

Im Zuge der „Gemeindefinanzierung Neu“ kommt dem MEFP im Hinblick auf die Realisierung 

künftiger investiver Vorhaben nunmehr eine wesentliche Bedeutung zu. Der MEFP hat die 

Prioritätenreihung der Vorhaben und den Nachweis der verfügbaren Eigenmittel der Gemeinde 

abzubilden. 

Jene Projekte, bei denen die Eigenmittelaufbringung gesichert ist, können zahlenmäßig im 

MEFP dargestellt werden, wobei die Fördermittel des Landes nur im Ausmaß der Förderquote 

lt. „Gemeindefinanzierung Neu“ (Molln derzeit 47 %) dargestellt werden können. 

Für jene Projekte, für die eine Eigenmittelaufbringung im MEFP-Zeitraum nicht möglich ist, 

ist nur eine Projektbeschreibung und eine entsprechende Prioritätenreihung dieser Projekte im 

MEFP darzustellen. 

In Abänderung zum Voranschlag sind nunmehr folgende investive Vorhaben, gereiht nach 

Priorität, vorgesehen: 

 

1) Straßenbau 2024 

2) Brückenbau Ramsauer Straße 

3) Steinschlagschutz „Sonnseite“ 

4) Kanal Zone 1, Kamerabefahrung 

5) Luftwärmepumpe für Warmwasseraufbereitung Schule/Hallenbad 

6) PV-Strom für Abwasserbeseitigungsanlagen (Kläranlagen u. Pumpwerke) 

7) Generalsanierung Schulzentrum 

8) FF Molln - Kommandofahrzeug 

 

Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 24 Ja-Stimmen (SPÖ, ÖVP, FPÖ) und 1 Stimmenthaltung 

(bim)  durch Heben der Hand den vorliegenden Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 2024 

– 2028 mit folgender Prioritätenreihung bei den investiven Vorhaben: 
 

1) Straßenbau 2024 

2) Brückenbau Ramsauer Straße 

3) Steinschlagschutz „Sonnseite“ 

4) Kanal Zone 1, Kamerabefahrung 

5) Luftwärmepumpe für Warmwasseraufbereitung Schule/Hallenbad 

6) PV-Strom für Abwasserbeseitigungsanlagen (Kläranlagen u. Pumpwerke) 

7) Generalsanierung Schulzentrum 

8) FF Molln - Kommandofahrzeug 

 

*************** 
 

b) Der Bürgermeister sagt, dass lt. kundgemachten Entwurf des NVA 2024 beim 

Dienstpostenplan keine Änderungen gegenüber dem letztgültigen Dienstpostenplan vorgesehen 

sind. Er stellt anschließend folgenden ÄNDERUNGSANTRAG: 

 



In den nächsten 2 Jahren werden insgesamt 3 Bedienstete der allgemeinen Verwaltung in den 

Ruhestand wechseln. Zusätzlich dazu erhöht sich der Arbeitsumfang durch neue 

Aufgabenbereiche, wie die Digitalisierung und die Energiebuchhaltung. Es soll daher der 

Dienstpostenplan ab 1.1.2025 zu Einarbeitungszwecken temporär und zur Einbringung neuer 

Aufgabenbereiche dauerhaft erweitert werden. Die temporären Anpassungen sollen wie folgt 

vorgenommen werden: 

 

Einarbeitungszeit Dienstposten Bauamt bis zu 2 Jahre – 1 PE, GD 18 

Einarbeitungszeit Dienstposten Rechnungs- u. Personalwesen bis zu 2 Jahre – 1 PE, GD 18 

Einarbeitungszeit Dienstposten Buchhaltung 1 Jahr – 1 PE, GD 18 

 

Zur Bewältigung des steigenden Arbeitsaufwandes im Bereich Energiebuchhaltung und 

Digitalisierung soll der Dienstpostenplan dauerhaft um 1 PE, GD 18, erweitert werden. 

 

Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Der Bürgermeister lässt anschließend über den Änderungsantrag abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat lehnt mit 11 Nein-Stimmen (ÖVP – ohne Hatzenbichler und Sieghartsleitner, 

bim, FPÖ – ohne Schmidberger), 3 Stimmenthaltungen (Hatzenbichler und Sieghartsleitner – 

beide ÖVP, Schmidberger – FPÖ) und 11 Ja-Stimmen (SPÖ) den Änderungsantrag des 

Bürgermeisters ab. 

 

 

Der Bürgermeister sagt, dass nunmehr darüber abgestimmt werden muss, ob der 

Dienstpostenplan, so wie im Entwurf des NVA vorgesehen, unverändert bleibt. 

 

GVM Aigner (ÖVP) sagt zum Änderungsantrag des Bürgermeisters, dass das nur eine 

Schätzung ist und personell alles zusammenpassen muss, fachlich ist das nicht fundiert. 

Es muss ein Konzept erstellt werden und dann soll diese Angelegenheit in der Dezember 

Gemeinderatssitzung behandelt werden. Wichtig ist natürlich, dass die Verwaltung gut 

ausgestattet und funktionsfähig ist. 

 

GRM Buchriegler (ÖVP) sagt, dass das eine Schnellschussaktion ist und stellt den Antrag auf 

Vertagung in die GRS, in der der Voranschlag samt Dienstpostenplan behandelt wird. 

 

Der Bürgermeister und AL Mag. Pölz informieren darüber, dass der Änderungsantrag bereits 

abgelehnt wurde und eine Vertagung nicht mehr erforderlich ist. Es ist aber notwendig, im 

Rahmen des NVA 2024 abzustimmen, ob der Dienstpostenplan unverändert bleibt.  

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister darüber 

abstimmen, dass beim Dienstpostenplan keine Änderungen gegenüber dem letztgültigen 

Dienstpostenplan vorgesehen sind. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 13 Ja-Stimmen (ÖVP, bim und FPÖ – ohne Schmidberger), 11 

Nein-Stimmen (SPÖ) und 1 Stimmenthaltung (Schmidberger, FPÖ) durch Heben der Hand, 

dass es beim Dienstpostenplan keine Änderungen gegenüber dem letztgültigen 

Dienstpostenplan gibt. 

 



c) Der Bürgermeister sagt, dass sich im Finanzierungshaushalt das Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit trotz Sonderbedarfszuweisungsmittel 2024 in Höhe von € 111.600,-- vor 

allem aufgrund von Rückgängen bei den Ertragsteilen und Zusatzausgaben bei allen 

Spielplätzen gegenüber dem VA 2024 von € -287.900,-- auf € -295.000,-- verschlechtert hat. 

 

Zum HH-Ausgleich werden nachstehende Rücklagen entnommen: 

 

Rücklage Betrag 

BA 11 208.000,00 

Generalsanierung Schulzentrum   30.000,00 

Investive Vorhaben   50.800,00 

Straßenbau 2022-2024     6.200,00 

Gesamt 295.000,00 

 

Im Ergebnishaushalt ergibt sich ein negatives Nettoergebnis in Höhe von € -558.800,-- 

gegenüber € -532.400,-- im VA 2024. 

 

Der Vorbericht zum Nachtragsvoranschlag ist mit der Einladung zur Sitzung an alle GRM 

ergangen, die Fraktionsobleute haben je ein Exemplar des gesamten Nachtragsvoranschlages 

erhalten. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GRM Buchriegler (ÖVP) sagt, dass der Voranschlag in der Jänner-Sitzung mit einem 

negativen Nettoergebnis beschlossen wurde. Die Sonder-BZ-Mittel, die man erhalten hat, 

wurden für die Sanierung der Spielplätze verwendet. So wie es jetzt aussieht, wird Molln eine 

Abgangsgemeinde. In der März-Sitzung wurde der Bürgermeister aufgefordert, eine 

Arbeitsgruppe zu bilden. 2022 hat man zugestimmt, dass sämtliche Rücklagen aufgebraucht 

werden, um im Jahr 2023 noch ausgleichen zu können. Es sind somit keine Rücklagen mehr 

für die Schulsanierung vorhanden, es wurde keine Arbeitsgruppe gebildet. Welche 

Einsparungen wurden getroffen? Es wurden auch für 2025 noch keine Budgetgespräche 

geführt. Sie fragt, wo zukünftig Geld für die Schulsanierung herkommen wird. 

 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass die Budgetgespräche nach der Urlaubszeit starten, es hat 

bereits ein Gespräch mit den Feuerwehren gegeben. Wenn kein Geld da ist, wo soll man da 

noch Einsparungen treffen, bei allen Reparaturen ist man hinten nach, die Baustellen sind 

mannigfaltig. Es wird immer schwieriger, woher soll man Geld nehmen. Wenn die Schule 

zusammenfällt, muss sie sowieso gemacht werden und bei diesen Summen werden uns € 

100.000,-- nicht herausreißen. 

 

GRM Hatzenbichler (ÖVP) fragt, woher die Rücklage beim BA 11 kommt. 

 

Dazu sagt AL Mag. Pölz, dass dieses Projekt einige Jahre länger gedauert hat und man diese 

reservierten Mittel durch laufende Einnahmen bei der Kanalanschlussgebühr nicht mehr 

gebraucht hat. Diese Mittel sind eine allgemeine Rücklage und daher nicht aufgrund einer 

gesetzlichen Bestimmung zweckgebunden.  

 

GRM Priller (ÖVP) weist auf die Spielplatzsanierung hin, die man im März mit den Sonder-

BZ-Mitteln beschlossen hat, und fragt, wie hier der Status ist. 

 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass diese Woche die Fertigstellung ist und alles so gemacht 

wurde, wie es beschlossen wurde. 

 

Da es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 



 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 24 Ja-Stimmen (SPÖ, ÖVP, FPÖ) und 1 Stimmenthaltung 

(bim) durch Heben der Hand den vorliegenden Nachtragsvoranschlag 2024 mit einem 

negativen Nettoergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit in Höhe von € - 295.000,-- im 

Finanzierungshaushalt.  

 

*************** 

 

Punkt 2) Baulandsicherungsvertrag, Änderung; Beratung und Beschlussfassung 

a) Karl Schwarz; Umwidmung Nr. 3.111 

b) Walter Aigner; Umwidmung Nr. 3.116 

 

Der Bürgermeister sagt, dass in der Gemeinderatssitzung am 13. Juni 2024 die Umwidmungen 

Karl Schwarz und Walter Aigner samt Baulandsicherungsverträgen und 

Infrastrukturkostenvereinbarungen beschlossen wurden.  

Nunmehr ersuchen die beiden um eine Änderung der Baulandsicherungsverträge im Punkt „ I. 

VEREINBARUNG“ wie folgt: 

+ Im ersten Satz wird der Wortlaut „im Ausmaß von 6 Bauplätzen“ bzw. „im Ausmaß von 4 

Bauplätzen“ ersatzlos gestrichen.  

+ Im letzten Satz wird der Wortlaut „jedem der sechs geplanten Bauparzellen“ bzw. „jedem der 

vier geplanten Bauparzellen“ jeweils durch den Wortlaut „allen aufgrund eines Teilungsplans 

geschaffenen Bauparzellen" ersetzt. 

Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Änderung des 

Baulandsicherungsvertrages, Punkt „ I. VEREINBARUNG für: 

a) Karl Schwarz; Umwidmung Nr. 3.111, wie folgt: 

➢ Im ersten Satz wird der Wortlaut „im Ausmaß von 6 Bauplätzen“ bzw. „im 

Ausmaß von 4 Bauplätzen“ ersatzlos gestrichen; 

➢ Im letzten Satz wird der Wortlaut „jedem der sechs geplanten Bauparzellen“ 

bzw. „jedem der vier geplanten Bauparzellen“ jeweils durch den Wortlaut „allen 

aufgrund eines Teilungsplans geschaffenen Bauparzellen" ersetzt. 

 

b) Walter Aigner; Umwidmung Nr. 3.116, wie folgt: 

➢ Im ersten Satz wird der Wortlaut „im Ausmaß von 6 Bauplätzen“ bzw. „im 

Ausmaß von 4 Bauplätzen“ ersatzlos gestrichen; 

➢ Im letzten Satz wird der Wortlaut „jedem der sechs geplanten Bauparzellen“ 

bzw. „jedem der vier geplanten Bauparzellen“ jeweils durch den Wortlaut „allen 

aufgrund eines Teilungsplans geschaffenen Bauparzellen" ersetzt. 

 

*************** 

 

Punkt 3) Flächenwidmungsplan 3/2003; Harald Kern; Umwidmung Nr. 3.133; 

 neuerliche Beratung und Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass Harald Kern die Umwidmung einer Teilfläche der Parzelle 

1030/3, KG 49013 Ramsau, im Ausmaß von 221 m², von derzeit „Grünland“ in 

„Grünland/Sonderausweisung für bestehende land- und forstwirtschaftliche 

Gebäude/Betriebliche Nutzung/B1:KFZ-Servicestation“ beantragt hat. Der Grundsatzbeschluss 



für das Einleitungsverfahren wurde in der Sitzung des Ausschusses für Straße, Kanal und 

Raumplanung am 19.09.2023 gefasst. Mittlerweile liegen die Stellungnahmen der Ortsplanerin 

sowie der Fachabteilungen des Landes vor. Mit Schreiben vom 06.09.2024 hat die Abt. 

Raumordnung Versagungsgründe bekanntgegeben.   

Zum einen wird bemängelt, dass sich der Gemeinderat nicht ausreichend mit der Stellungnahme 

aus dem Vorverfahren auseinandergesetzt hat. Zum anderen fehlt ein Nachweis hinsichtlich des 

Baubestandes, wobei festgehalten wird, dass es sich beim gegenständlichen Gebäude um ein 

ehemaliges Objekt der Österr. Bundesforste handelt, welches laut Althäuserbuch der Gemeinde 

sein derzeitiges Aussehen um die Jahrhundertwende (ca. 1900) erhalten hat. Ein erheblicher 

zusätzlicher Trinkwasserbedarf ist durch die geplante KfZ-Servicestation nicht gegeben. Eine 

zusätzliche landwirtschaftsfremde Wohnung wurde weder beantragt noch ist sie beabsichtigt. 

Zum Abschluss des Verfahrens die gegenständliche Umwidmung erneut als Verordnung zu 

beschließen und er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 3.133, 

Harald Kern, Teilfläche der Parzelle 1030/3, KG 49013 Ramsau, im Ausmaß von 221 m², von 

derzeit „Grünland“ in „Grünland/Sonderausweisung für bestehende land- und 

forstwirtschaftliche Gebäude/Betriebliche Nutzung/B1: KFZ-Servicestation“. 

 

*************** 

 

Punkt 4) Winterdienst; Vereinbarung u. Auftragsvergabe; Beratung und 

Beschlussfassung: 

 a) Maschinenring Oö. Service eGen 

 b) Reithuber Herbert 

 

a) Der Bürgermeister sagt, dass der bestehende Winterdienstvertrag mit der Maschinenring 

OÖ Service eGen, mit welchem 5 Landwirte den Winterdienst für bestimmte Straßen laut 

Räum- und Streuplan übernommen haben, von dieser gekündigt wurde. Es wurde ein neues 

Angebot vorgelegt, welches massive Preiserhöhungen und zusätzliche Forderungen wie folgt 

beinhaltet: 

 

+ Stundensatz € 150,-- inkl. USt. (+ 29,12% gegenüber 2023), wobei für die gesamte 

Winterdienstsaison (November - März) 500 Mindeststunden (+ 100 Std.) verrechnet werden. 

 

+ Neuer Zuschlag für Nachstunden (20:00-6:00 Uhr) sowie Sonn-u. Feiertag € 42,-- inkl. USt. 

 

+ Neue Rüstpauschale je Gespann in Höhe von € 600,-- inkl. USt., gesamt somit € 3.000,-- 

inkl. USt. 

 

Der neue Vertrag soll mit einer jährlichen Indexanpassung unbefristet abgeschlossen werden, 

wobei eine jährliche Kündigungsmöglichkeit besteht. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GRM Sieghartsleitner (ÖVP) sagt, dass der Maschinenring vor 3 Jahren einen Fixvertrag 

gemacht hat, ohne Erhöhungen und er gibt dazu genauere Erläuterungen. Anschließend fragt 

er, ob Reithuber Herbert jährlich Preiserhöhungen vorgenommen hat. 

 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass Reithuber Herbert jährliche Preisanpassungen 

vorgenommen hat. 

 



AL Mag. Pölz sagt zu GRM Sieghartsleitner, dass das nicht richtig ist, was er sagt. Mit dem 

Maschinenring wurde ein unbefristeter Vertrag abgeschlossen mit einem Kündigungsverzicht 

auf 3 Jahre. Jedes Jahr wurden vom Maschinenring Preisanpassungen vorgenommen. Letztes 

Jahr wurden die Preise um 13 % erhöht, heuer um 29,12 %. Den Zuschlag für Nachtstunden hat 

es bisher auch nicht gegeben. 

 

Da keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 20 Ja-Stimmen (SPÖ – ohne Bernegger A., Summereder, Knoll 

und Grassegger, ÖVP, FPÖ), 2 Nein-Stimmen (Bernögger A. und Summereder – beide SPÖ) 

und 3 Stimmenthaltungen (bim sowie Knoll und Grassegger – beide SPÖ) durch Heben der 

Hand die Vereinbarung bzw. Auftragsvergabe zur Durchführung des Winterdienstes mit der 

Maschinenring Oö. Service eGen lt. vorliegendem Angebot. 

 

********** 

 

b) Der Bürgermeister sagt, dass Reithuber Herbert für die kommende Winterdienstsaison 

ebenfalls ein neues Angebot zu den gleichen Konditionen wie der Maschinenring gelegt hat – 

ausgenommen Mindeststunden: hier verrechnet er 110 Stunden pro Saison. Er ersucht um 

Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 21 Ja-Stimmen (SPÖ – ohne Bernegger A., Summereder und 

Grassegger, ÖVP, FPÖ), 1 Nein-Stimme (Bernegger A.) und 3 Stimmenthaltungen 

(Summereder und Grassegger – beide SPÖ sowie bim) durch Heben der Hand die Vereinbarung 

bzw. Auftragsvergabe zur Durchführung des Winterdienstes mit Reithuber Herbert lt. 

vorliegendem Angebot. 

 

*************** 

 

Punkt 5) Hallenbad und Sauna; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Anpassung Öffnungszeiten 

b) Anpassung Mietpreise 

c) Eintrittspreise für Schwimmkurse 

 

a) Der Bürgermeister sagt, dass auf Anregung der Hallenbadbesucher die Öffnungszeiten des 

Hallenbades am Samstag abgeändert werden sollen. Vielfach angefragt ist eine Öffnung am 

Samstag bis 19.00 Uhr. 

Es sollen daher folgende Öffnungszeiten ab 2024 Freitag, 11.10.2024 beschlossen werden: 

Freitag: 16.00 bis 21.00 Uhr, Samstag: 13.00 bis 19.00 Uhr (derzeit 13.00 bis 18.00 Uhr).  

Er ersucht anschließend um Wortmeldungen. 
 

Keine Wortmeldungen. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Änderung der 

Öffnungszeiten des Hallenbades ab 11.10.2024 wie folgt: 

 

Freitag: 16.00 bis 21.00 Uhr, Samstag: 13.00 bis 19.00 Uhr.  

 

************ 



 

b) Der Bürgermeister sagt, dass für die Gestaltung der Mietpreise zur Privatnutzung von Sauna 

und Hallenbad Verbesserungsvorschläge eingebracht wurden: 

Miete Sauna: 4 Std. € 50,--, 6 Std, € 70,--, Ganztags € 90,-- 

Miete Hallenbad: 4 Std, € 60,--, 6 Std, € 120,--, Ganztags € 180,--  

Die Mietpreise sollen ab 13.10.2024 gelten und er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Anschließend kurze Diskussion GRM Buchriegler (ÖVP) und Bürgermeister über Grund 

der Preisänderung bzw. Nutzung. 

Der Bürgermeister sagt, dass bei einer Vermietung die Personalkosten entfallen. 

 

GVM Aigner (ÖVP) sagt, dass es ihn freut, dass das Angebot so gut angenommen wird, damit 

viele Kinder schwimmen lernen. 

 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Änderung der Mietpreise 

zur Privatnutzung von Sauna und Hallenbad ab 13.10.2024 wie folgt: 

Miete Sauna: 4 Std. € 50,--, 6 Std, € 70,--, Ganztags € 90,-- 

Miete Hallenbad: 4 Std, € 60,--, 6 Std, € 120,--, Ganztags € 180,--  

 

*********** 

 

c) Der Bürgermeister berichtet, dass Schwimmkurse ein wichtiger Teil der Kinderbildung sind 

und im Schuljahr 23/24 bestens nachgefragt waren. Für die Teilnahme an Schwimmkursen 

öffentlicher Anbieter, zB. VHS, wird bei Babyschwimmkursen der Eintrittspreis der 5er 

Blockkarte für Erwachsene festgelegt. Für Kinderschwimmkurse wird der Eintrittspreis in der 

Höhe der 5er Blockkarte Kinder (7-15 Jahre) vereinbart. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Kurze Diskussion: 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand, dass für öffentliche Anbieter, 

wie z.B. VHS für Schwimmkurse im Hallenbad folgende Eintrittspreise ab Saison 2024/25 

gelten: 

 

➢ bei Babyschwimmkursen wird der Eintrittspreis in der Höhe einer 5er-Blockkarte für 

Erwachsene festgelegt; 

➢ für Kinderschwimmkurse wird der Eintrittspreis in der Höhe einer 5er-Blockkarte für 

Kinder (7-15 Jahre) festgelegt. 

 

*************** 

 

Punkt 6) „Naturnachtgebiet – Sterne über dem Dreiländereck“; Beitritt; 

 Beratung und Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass es im geplanten Projekt „Naturnachtgebiet – Sterne über 

dem Dreiländereck“ (Nationalparkgemeinden + Gemeinde Klaus) gilt, die Sichtbarkeit des 

Nachthimmels durch das Anpassen von Beleuchtungen zu bewahren.  Die Kernzone des OÖ. 

Projektgebiets umfasst ausschließlich das Gebiet des Nationalpark Oö. Kalkalpen. Die 

Erhebung der öffentlichen Lichtpunkte ist für die Gemeinden der geplanten Randzone 

abgeschlossen. Nachdem es in der Oö. Kernzone (= Nationalpark Kalkalpen) keine öffentlichen 



Lichtpunkte gibt, fallen Verbesserungsmaßnahmen, wie die eventuelle Änderung von zehn 

Lichtpunkten tatsächlich nur in der Peripheriezone an, sofern in der Gemeinde nicht bereits 

generell auf LED-Beleuchtung umgestellt wurde. Auf Grund fehlender Aussichtspunkte in den 

Talschlüssen der Gemeinde Molln ist eine touristische Nutzung des Projekts nicht realistisch, 

bzw. zur Vermeidung eines zusätzlichen Verkehrsaufkommens, nicht erwünscht. Ziel ist es, mit 

dem Beitritt zum Projekt die Bemühungen der Schutzgebiete Nationalpark Kalkalpen, 

Nationalpark Gesäuse, und Wildnisgebiet Dürnstein zum Schutz der Dunkelheit zu 

unterstützen, die Bemühungen zu dokumentieren und eine offizielle Anerkennung als 

„Naturnachtgebiet – Sterne über dem Dreiländereck“ zu erreichen. Er ersucht um 

Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 23 Ja-Stimmen (SPÖ, bim, ÖVP – ohne Hatzenbichler sowie 

FPÖ – ohne Schmidberger) und 2 Stimmenthaltungen (Hatzenbichler – ÖVP, Schmidberger – 

FPÖ) durch Heben der Hand den Beitritt zum geplanten Projekt „Naturnachtgebiet – Sterne 

über dem Dreiländereck“. 

 

************** 

 

Punkt 7) Bauvorhaben AGF und s.r.o auf Grundstück 74/1, KG Molln; Beschwerden  

wegen Untätigkeit der Gemeinde; Enderledigung Aufsichtsbeschwerde;  

Kenntnisnahme 

 

Der Bürgermeister sagt, dass die Enderledigung der IKD zu den Aufsichtsbeschwerden im 

Zusammenhang mit dem Bauvorhaben AGF und s.r.o auf Grundstück 74/1, KG Molln dem GR 

zur Kenntnis zu bringen ist. Das diesbezügliche Schreiben vom 9.9.2024, IKD-2022-

785567/24-SC, ist mit der Einladung zur Sitzung an alle GRM ergangen. 

 

GVM Aigner (ÖVP) fragt, wie die Rechtsnachfolge nach einem Konkurs zwecks 

Schadenersatzansprüche aussieht bzw. von wem das beauftragte Gutachten bezahlt wurde. 

 

AL Mag. Pölz stellt dazu fest, dass es bei einem Konkurs eigentlich keinen Rechtsnachfolger 

gibt und die Schadenersatzforderung nur als Masseforderung angemeldet werden kann. Die 

Beauftragung des Gutachtens wurde vom Bauwerber durchgeführt, der auch bezahlen muss. 

 

GRM Buchriegler (ÖVP) sagt, dass die vorgeschriebenen Maßnahmen lt. 

Enderledigungsschreiben unverzüglich von der Firma durchzuführen sind. Sie fragt, was die 

Gemeinde tut, wenn da z.B. 2 Monate lang nichts passiert. 

 

Der Bürgermeister sagt, dass die Gemeinde eine Meldung an die Bezirkshauptmannschaft 

machen muss. 

 

AL Mag. Pölz ergänzt, dass die BH eine Ersatzvornahme veranlassen muss, das wird aber 

länger dauern. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen. 

 

*************** 

 

 

 

 



Punkt 8)   Freiw. Feuerwehren; Notstromversorgung; Subvention; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass zur Blackoutvorsorge der Feuerwehrzeughäuser 4 

Notstromaggregate inkl. Steuerung durch die Feuerwehren angekauft und installiert werden 

sollen. Die Feuerwehr hat mehrere Angebote eingeholt, lt. Feuerwehr ist die Fa. ETM mit € 

56.875,20 inkl. MWSt. Bestbieter.  

Seitens der Gemeinde soll diese Blackoutvorsorgemaßnahme mit € 30.000,-- subventioniert 

und mittels Rücklagenauflösung finanziert werden. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GVM Aigner (ÖVP) sagt, dass Molln Gott sei Dank über ein funktionierendes 

Feuerwehrwesen verfügt und ein wesentlicher Faktor dabei die Ausstattung ist. Anschließend 

bedankt er sich bei den Feuerwehren. 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 22 Ja-Stimmen (SPÖ – ohne Bernegger Renate, ÖVP – ohne 

Hatzenbichler sowie FPÖ) und 3 Stimmenthaltungen (Bernegger Renate, SPÖ, Hatzenbichler, 

ÖVP, sowie bim) durch Heben der Hand die Gewährung einer Subvention in Höhe von € 

30.000,-- zum Ankauf von 4 Notstromaggregaten zur Blackoutvorsorge der 4 

Feuerwehrzeughäuser durch die Feuerwehren. 

 

*************** 

 

Punkt 9)  Nutzungsvereinbarung; Grünfläche Kläranlage Molln; Beratung und  

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass Frau Nelweck Helga, Preblerstraße 6, Molln, seit Jahren die 

Grünfläche der Kläranlage Molln, Parz.Nr. 809/2, KG Molln, im Ausmaß von 2.500 m² zur 

Schafbeweidung nutzt. Die derzeitige Nutzung erfolgt unentgeltlich im Gegenwert der 

Flächenpflege durch Zusage des Bürgermeisters und läuft bis auf Widerruf.  

Nunmehr verlangt das BIOS – Biokontrollservice Österreich im Rahmen der BIO-

Zertifizierung eine Nutzungsvereinbarung für das Grundstück. Diese soll unter diesen 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ab 1.4.2024 bis auf unbestimmte Zeit abgeschlossen 

werden. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GRM Hatzenbichler (ÖVP) fragt, ob es ein Kündigungsrecht gibt. 

 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass er die Nutzungsvereinbarung heute von Gerhard 

Hinterbichler erhalten hat und der Vertrag bis auf Widerruf abgeschlossen werden soll. 

 

Kurze Diskussion. 

 

GRM Hatzenbichler (ÖVP) sagt, dass er nichts dagegen hat, denn es ist gut, wenn die Fläche 

bewirtschaftet ist. Er tut sich aber schwer, wenn es keine Festlegung hinsichtlich 

Kündigungsmöglichkeit gibt. Anschließend stellt er den ANTRAG auf VERTAGUNG dieser 

Angelegenheit bis zur nächsten Gemeinderatssitzung. 

 

Der Bürgermeister lässt anschließend über die von Nelweck Helga vorgelegte 

Nutzungsvereinbarung abstimmen. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat lehnt mit 22 Nein-Stimmen (SPÖ, FPÖ, bim und ÖVP – ohne Rohrauer, 

Hatzenbichler und Seebacher) und 3 Ja-Stimmen (Rohrauer, Hatzenbichler, Seebacher – alle 



ÖVP) durch Heben der Hand die Vertagung der Angelegenheit bis zur nächsten 

Gemeinderatssitzung ab. 

 

Der Bürgermeister lässt anschließend über den TO-Punkt 9) abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 24 Ja-Stimmen (SPÖ, FPÖ, bim und ÖVP – ohne 

Hatzenbichler) und 1 Stimmenthaltung (Hatzenbichler, ÖVP) durch Heben der Hand die 

Nutzungsvereinbarung zur unentgeltlichen Bewirtschaftung der Grünfläche der Kläranlage 

Molln, ParzNr. 809/2, KG Molln, im Ausmaß von 2.500 m², mit Nelweck Helga, Preblerstraße 

6, Molln, auf unbestimmte Zeit mit einer jährlichen Kündigungsmöglichkeit zum 31.12. 

beiderseitig. 

 

*************** 

 

Punkt 10)  Prüfbericht BH Kirchdorf/Krems; Rechnungsabschluss 2023; 

Kenntnisnahme 

 

Der Bürgermeister sagt, dass der Bericht der BH Kirchdorf/Krems vom 8.9.2024, BHKIGEM-

2023-338563/3-KOL, über die Prüfung des Rechnungsabschlusses 2023 dem GR zur Kenntnis 

zu bringen ist. Der diesbezügliche Prüfbericht ist mit der Einladung zur Sitzung an alle GRM 

ergangen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

*************** 

 

Punkt 11) Allfälliges 

 

GRM Sieghartsleitner (ÖVP) spricht den Straßenbau in der Zimeck an und sagt, dass man 

unbedingt eine Ansprechperson braucht. 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass das Straßenbauprojekt von der Fa. IKW abgewickelt wird 

und sich der Bauhofleiter zu diesem Zeitpunkt im Urlaub befand, der bereits länger geplant war.  

Er sagt weiters, dass die Baustelle abgeschlossen ist und nun die Brückensanierung beginnt. Er 

verweist auf die Probleme mit der Straßenbaufirma und sagt, dass man sich zukünftig überlegen 

muss, ob diese Firma noch einmal zum Zug kommt. Anschließend bedankt er sich bei GRM 

Sieghartsleitner für die Weiterleitung der Probleme beim diesjährigen Straßenbau, die er an die 

Fa. IKW weitergegeben hat. 

 

GVM Kores (FPÖ) sagt, dass es erfreulich ist, dass sich in der Mittelschule die Übertrittsrate 

erhöht hat. Es gibt 7 Klassen mit 99 Schülern und 4 Nachmittagsgruppen. Es wird Platz 

benötigt, der Bauausschuss sollte sich damit befassen bzw. ist zu überlegen, ob man die 

Krabbelstube nicht woanders unterbringen kann. 

Der Bürgermeister sagt, dass es erfreulich ist, aber hier auch Kosten für die 2.Kl. in Höhe von 

€ 4.000,-- für die Einrichtung anfallen. 

 

GVM Aigner (ÖVP) verweist auf die gewerberechtliche Kontrolle bei Bernegger Gerhard in 

der Ramsau und fragt, wer den Termin vorgegeben hat bzw. stellt er fest, dass an diesem Tag 

auch eine baupolizeiliche Überprüfung durch die Gemeinde ausgeschrieben war – aber der 

Bürgermeister und Hr. Werner als Sachbearbeiter auf Ausflug gefahren sind. Warum war hier 

Bernegger Andre als Vertretung anwesend? 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass der Termin von der BH vorgegeben wurde und der 

Bausachverständige davon informiert wurde, dass er oder Werner Bernhard teilnehmen wird. 



Er hat dann Bernegger Andre entsendet. Es geht hier um 2 PV-Anlagen, die vorher 

anzeigepflichtig waren, mittlerweile aber anzeigefrei sind. 

GVM Aigner (ÖVP) sagt zum Bürgermeister, dass die Vertretung des Bürgermeisters die 

Vizebürgermeisterin und Gemeindevorstandsmitglieder sind und nicht 

Gemeinderatsmitglieder. Er fragt anschließend den Amtsleiter, ob das so korrekt ist. 

AL Mag. Pölz sagt dazu, dass als Baubehörde nur die Vizebürgermeisterin die Vertretung des 

Bürgermeisters ist. 

 

GRM Schmidberger (FPÖ) sagt, dass sie Kenntnis davon hat, dass an den neuen 

Straßenlaternen nichts angebracht werden darf und fragt, warum dann Wahlwerbungsplakate 

der Grünen Partei angebracht sind. 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass er die genaue Lage nicht kennt, aber Blechschilder nicht 

zulässig sind und diese Plakate entfernt werden müssen. 

GVM Aigner (ÖVP) sagt anschließend für die Zuhörer, dass die FPÖ keine Werbung an den 

Straßenlaternen anbringen durfte, die Grünen anscheinend schon! 

 

GVM Aigner (ÖVP) wendet sich an den Bürgermeister und fragt, wie es mit der 

Photovoltaikanlage auf dem Dach des NPZ weitergeht. Im Frühjahr war der Bürgermeister 

voll Enthusiasmus, der Aufwand wurde auf € 14.000,-- geschätzt. Er und GRM Wagner hätten 

mehrfach Anfragen bezüglich Montage gestellt bzw. ob das Dach dafür geeignet ist – diese 

wurden vom Bürgermeister immer bejaht. Das Projekt sollte in der März-GRS beschlossen 

werden, wurde aber von der ÖVP aufgrund fehlender Unterlagen und offener Punkte dem 

Ausschuss zugewiesen. Nunmehr hat sich herausgestellt, dass eine Montage komplizierter ist, 

als angenommen, da bei einem Reinzinkdach spezielle Befestigungsmethoden notwendig sind. 

Die Kostenschätzung beläuft sich nunmehr auf € 50.000,--. 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass das Projekt abgeändert wird und dazu aber noch eine 2. 

Meinung benötigt wird. Auch eine Möglichkeit wäre die Anbringung am Dach der Schule. 

GVM Aigner (ÖVP) sagt, dass man dem Tausch mehrheitlich zugestimmt hat aufgrund der 

Aussagen des Bürgermeisters.  Nun gibt es keine Photovoltaikanlage und keine Parkplätze, da 

die Garage ja im Gegenzug getauscht wurde. Wie geht es jetzt weiter? 

Der Bürgermeister sagt, dass man alles neu durchrechnen muss. Motivation war das Parkchaos 

in der Tiefgarage, jetzt ist das aber in Ordnung. 

 

Anschließend fragt GRM Aigner (ÖVP) den Amtsleiter, wie viele Rücklagen noch vorhanden 

seien. 

AL Mag. Pölz sagt, dass noch ca. € 50.000,-- aus den Sonder-BZ-Mitteln vorhanden sind und 

noch etwas vom Straßenbau übrig bleibt. 

 

Der Bürgermeister lädt anschließend zum Kabarettabend Loriot am 28.9. im NPZ ein. 

 

Auch GRM Aigner (ÖVP) spricht  Einladungen zum Kabarettabend Loriot sowie zum 

Konzert Ulli Bär am 26.10.2024 im NPZ aus. 

 

GRM Gasplmayr (bim) gratuliert der Fa. Bernegger zum außergewöhnlichen Konzert. 

 

GRM Welser (SPÖ) spricht eine Einladung zum Vortrag „Die Zukunft der Pflege zu 

Hause“ aus, der auf Initiative des Sozialausschusses am 21.11. um 14 Uhr im NPZ stattfinden 

wird. 

 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, schließt der Bürgermeister die 

Sitzung um 20.10 Uhr. 

 


